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11.02.2025 

Prüfantrag Jährliche Einbürgerungsfeier 

Sehr geehrter Herr Junker, 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet Sie, folgenden Prüfantrag auf die heutige 
Stadtverordnetenversammlung zu setzen. Vorangegangen ist ein Antrag (vom 17.01.2025), 
der im KuS behandelt wurde und in der Beratung mit Ergänzungen als ein Prüfantrag 
mehrheitlich Zustimmung fand. 

Beschlussvorschlag 

Der Magistrat spricht sich grundsätzlich für eine jährliche Feier ab 2026 zum Erhalt der 
deutschen Staatsbürgerschaft aus. Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, inwieweit  

- alle jährlich Eingebürgerten in Bad Vilbel eingeladen und willkommen geheißen werden 
können 

- der Bürgermeister Einbürgerungsurkunden offiziell und formal denjenigen überreichen 
kann, die sie zeitnah noch nicht erhalten haben und symbolisch für die, denen sie bereits 
ausgehändigt wurden 

- diese Veranstaltung in einen integrativen Rahmen eingebettet werden kann, in der 
Austausch und Begegnung das Gemeinschaftsgefühl stärken 

- eine musikalische Begleitung zur festlichen Atmosphäre beitragen kann. 

 

Begründung: 
Die Ausgabe der Urkunde der Deutschen Staatsbürgerschaft (§10 StAG) ist in Deutschland 
nicht einheitlich geregelt. Mancherorts wird sie rein formal und leider manchmal in wenig 
würdigem Rahmen ausgehändigt. Für die Eingebürgerten stellt sich das so dar, als ob ihnen 
eine Bescheinigung übergeben wird. Für sie ist das befremdlich und unpassend angesichts 
der Bedeutung der diesem Akt zugrunde liegt.  
Obgleich sich in Bad Vilbel im Standesamt Mühe gegeben wird, einen würdigen Rahmen zur 
Urkundenaushändigung zu schaffen, bleibt es für die Eingebürgerten dennoch ein 
individueller „formalen“ Akt.  
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Aus anderen Kommunen wissen wir, dass ein Festakt mit anschließender Feier sehr gut 
ankommt. Solche Veranstaltungen tragen zur Integration in die kommunale Gemeinschaft 
bei. 
Unsere Landesregierung veranstaltet traditionell auch eine Einbürgerungsfeier. Zu dieser 
sind im Sept.2024 von 24.870 Eingebürgerten in Hessen eine Auswahl von 74 
Neueingebürgerten aus über 30 verschiedenen Ländern geladen gewesen. In Bad Vilbel 
sind im letzten Jahr 247 Menschen eingebürgert worden. 
 
Die Motivation die deutsche Staatsbürgerschaft zu erlangen, resultiert oft aus Erfahrungen 
von struktureller Benachteiligung obgleich man seinen Bürgerpflichten schon lange Zeit 
nachkommt. Die Staatsbürgerschaft zu wechseln und gfs. eine ergänzende anzunehmen ist 
eine höchst aufgeladene emotionale Sache. 
Das Bekenntnis zu Deutschland als neuer Heimat, zum Grundgesetz und dessen Werten 
sowie das Gefühl, in eine Landesgemeinschaft aufgenommen zu werden, braucht eine 
Kommune, die Willkommen heißt, die Wertschätzung und Anerkennung zeigt. Die Kommune 
wird vertreten durch unseren Bürgermeister, ebenso können fungieren: für die Verwaltung 
die Dezernent/-innen, die Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung, die Mitglieder des 
Ausländerbeirats und beispielhaft bereits eingebürgerte, gesellschaftlich aktive Bürger/-
innen. 
 
Manche sind der Ansicht, die deutsche Staatsbürgerschaft würde man eben mal so und 
einfach zu erhalten – das ist ein Irrtum. Für deren Erhalt ist ein aufwendiges 
Prüfungsverfahren zu durchlaufen und es müssen selbstverständlich etliche Nachweise 
erbracht werden. In bestimmten Fällen ist die Einbürgerung ausgeschlossen oder kann auch 
wieder aberkannt werden. 
 
Einige Städte koppeln ihre Einbürgerungsfeier mit dem 23. Mai, dem Tag, an dem das 
Grundgesetz verkündet wurde, um unserer Staatsform der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit im Rahmen einer Veranstaltung ihren hohen Wert beizumessen. Auch 
die Idee aus dem KuS diese Einbürgerungsfeier mit der „Neubürgerbegrüßung“ 
zusammenzulegen, ist zu befürworten.  
 
Unser Vorschlag zielt auf den grundsätzlichen Beschluss zur Durchführung einer jährlichen, 
veranstalteten Feier für alle, die im zurückliegenden Jahr eingebürgert wurden. Deren 
Gestaltung und Durchführung obliegt der Verwaltung. Deshalb enthält der 
Beschlussvorschlag auch nur wenige Vorgaben, die der Prüfung ausgesetzt sind. Wichtig ist 
uns allerdings, dass immer alle im letzten Jahr Eingebürgerten eingeladen werden - ganz 
gleich, ob sie ihre Einbürgerungsurkunde schon erhalten haben oder nicht.  

 

Mit freundlichen Grüßen 
im Namen der Fraktion  
Myriam Gellner & Tobias Grabo  




